
verbessern, würde es widersprechen, wenn Unterhalts­
schuldner unter Berufung auf die Zahlung eines staat­
lichen Kinderzuschlags ihre Unterhaltsleistungen her­
absetzen wollten; derartige Ansprüche auf Herab­
setzung von Unterhalt sind unbegründet3.

Wie in den aus Anlaß der Abschaffung der Lebens­
mittelkarten ergangenen Gesetzen, Verordnungen und 
Durchführungsbestimmungen spiegelt sich das höhere 
Niveau unserer gesamten staatlichen Tätigkeit, das mit 
dem Gesetz vom 11. Februar dieses Jahres über die 
Vervollkommnung und Vereinfachung der Arbeit des 
Staatsapparates gefordert wird, auch in dem umfassend 
verbesserten System der Volkswirtschaftsplanung 
wider, das mit der Anordnung über die methodischen 
Grundsätze für die Planung der Volkswirtschaft der 
Deutschen Demokratischen Republik im Jahre 1959 
vom 17. April 1958 (GBl. — Sonderdruck Nr. 277) für 
verbindlich erklärt worden, ist. Die wichtigsten, für 
alle Bereiche des Wirtschaftslebens geltenden Prinzi­
pien der Planmethodik sind danach die Einheit von 
Planung und Leitung der Volkswirtschaft, die aktive 
Mitwirkung der Werktätigen und ihrer Organe bei der 
Ausarbeitung der Pläne, die weitere Verbesserung der 
Übereinstimmung von materieller und finanzieller 
Planung und die stärkere Durchsetzung der komplexen 
Planung4, die, wie Walter Ulbricht auf dem V. Partei­
tag der SED hervorgehoben hat, die am weitesten 
entwickelte Anwendung des objektiven Gesetzes der 
proportionalen Entwicklung der Volkswirtschaft dar­
stellt. Diese Grundsätze gelten selbstverständlich nicht 
nur für die Planmethodik im allgemeinen, sondern 
auch für die Ausarbeitung jedes einzelnen Wirtschafts­
planes nach Maßgabe der Anordnung über die Organi­
sation der Ausarbeitung des Volkswirtschaffsplanes 
1959 vom 28. Mai 1958 (GBl. I S. 490).

Das Gesetz über die Vervollkommnung und Verein­
fachung der Arbeit des Staatsapparates ist auch die 
Grundlage für die Neuregelung der komplizierten Be­
ziehungen in der Materialwirtschaft durch die Anord­
nung über die Ordnung der Materialwirtschaft in der 
Deutschen Demokratischen Republik vom 7. Juni 1958 
(GBl. I S. 517). Die hierin für alle Organe der material­
technischen Versorgung festgelegten Verpflichtungen 
stehen unter dem Grundgedanken, alle Werktätigen 
sowie alle Staats- und Wirtschaftsorgane auf die spar­
samste und volkswirtschaftlich zweckmäßigste Ver­
wendung des Materials zu orientieren. Mißbrauch von 
Kontingenten, Hortung und Verheimlichung von kon­
tingentierten Materialien und Ausrüstungen sowie die 
Nichtbefolgung staatlicher Weisungen bezüglich der 
Bewegung von kontingentierten Erzeugnissen kann 
nach den Bestimmungen der WStVO bestraft werden.

*

Auf dem Gebiet der- L a n d w i r t s c h a f t  tritt in 
diesem Quartal in einer Reihe von agrarpolitischen 
Maßnahmen die Förderung der Entwicklung zur sozia­
listischen Großproduktion und die stärkere Durch­
setzung der sozialistischen Wirtschaftsprinzipien be­
sonders stark hervor.
• Bereits die Neufestlegung der Erfassungs- und Auf­
kaufpreise für eine Reihe landwirtschaftlicher Pro­
dukte durch die Verordnung über die Neuregelung der 
Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse vom 28. Mai 
1958 (GBl. I S. 434) soll nicht nur eine Steigerung der 
Marktproduktion von landwirtschaftlichen Erzeug­
nissen bewirken, sondern auch die weitere sozialistische 
Umgestaltung der Landwirtschaft unterstützen. Dem 
gleichen Ziel dient die Aufhebung der Ablieferungs­
pflicht für die individuellen Hauswirtschaften der Mit­
glieder der LPG Typ III ab 1. Januar 1959 durch § 8 
Abs. 2 des Gesetzes über die Abschaffung der Lebens-

3 Das gleiche gilt Im Hinblick auf die nach § 5 des Gesetzes 
über die Lebensmittelkarten eingetretene Hentenerhöhung und 
die nach § 7 zu zahlenden Ehegattenzuschläge, ähnlich wie 
nach Erlaß des Gesetzes vom 16. November 1956 über die Er­
höhung der Renten und der Sozialfürsorgeunterstützung (vgl. 
Gesetzgebungsübersicht für das IV. Quartal 1956, NJ 1957 
S. 239 f).

4 D. h. der Koordinierung von technischem Plan, Produk­
tionsplan und Finanzplan innerhalb eines Betriebsplanes so­
wie der Übereinstimmung von Planvorhaben, die über den
Rahmen eines Betriebes oder eines ganzen Industriezweiges 
hinausgehen (vgl. Walter Ulbricht, Referat auf dem V. Partei­
tag der SED, ND vom 11. Juli 1958 — Nr. 163 — S. 7).

mittelkarten und die Zahlung eines staatlichen Zu­
schusses zum Taxpreis für jede Kuh oder Färse, die 
ein neu eintretender Bauer in die LPG einbringt, nach 
der Anordnung über die Gewährung von staatlichen 
Zuwendungen bei der Einbringung von Kühen und 
tragenden Färsen in die Landwirtschaftlichen Produk- * 
tionsgenossenschaften vom 28. Mai 1958 (GBl. I S. 457).

Bei der Entwicklung und Festigung der Landwirt­
schaftlichen Produktionsgenossenschaften haben in den 
vergangenen Jahren die nach dem Beschluß des Mini­
sterrats vom 29. Dezember 1952 (GBl. 1953 S. 11) ge­
schaffenen LPG-Beiräte eine große Rolle gespielt, war 
ihnen doch die Aufgabe gestellt worden, alle grund­
legenden Fragen der Hilfe und Unterstützung für die 
landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften zu 
entscheiden. In dem jetzigen Stadium unserer Agrar­
politik, das gekennzeichnet ist durch den weiteren 
schnellen Übergang der Einzelbauern zur genossen­
schaftlichen Großproduktion und die weitere Festigung 
und Entwicklung der bestehenden LPG, ist auch eine 
Verstärkung der Mitwirkung dieser Beiräte bei der 
staatlichen Leitung der Landwirtschaft erforderlich. 
Dieses Ziel verfolgt die Verordnung über die Pflichten 
und Rechte der Beiräte für LPG bei den Räten der 
Bezirke, Kreise und Stadtkreise vom 5. Juni 1958 
(GBl. I S. 502). Unter Auswertung der besten Erfah­
rungen aus der bisherigen Arbeit der Beiräte sind 
hierin deren Aufgaben, Rechte und Pflichten eingehend 
festgelegt worden.

Danach beraten und unterstützen die Beiräte die 
örtlichen Räte bei deren Maßnahmen zur politisch- 
ideologischen und wirtschaftlich - organisatorischen 
Festigung der LPG, kontrollieren sie die Durchführung 
der zur Förderung der LPG festgelegten gesetzlichen 
Maßnahmen durch die örtlichen Staats- und Wirt­
schaftsorgane, fördern sie den sozialistischen Wett­
bewerb und den Erfahrungsaustausch in der genossen­
schaftlichen Großproduktion und wenden sie sich auch 
unmittelbar an die LPG mit der Empfehlung von Maß­
nahmen zu deren weiterer politischer und wirtschaft­
licher Festigung. Die Beiräte sind u. a. berechtigt, den 
zuständigen örtlichen Räten Vorschläge zur Beschluß­
fassung zu unterbreiten, von Staats- und Wirtschafts­
organen ihres Zuständigkeitsbereichs, darunter auch 
von den Direktoren der MTS, Berichte über deren Ar­
beit zur Unterstützung der LPG anzufordern sowie die 
Einhaltung der Statuten und die Aufstellung und Er­
füllung der Produktionspläne und der Finanzpläne 
der LPG zu kontrollieren. Sie erfüllen ihre Aufgaben 
in enger Zusammenarbeit mit den ständigen Kom­
missionen der örtlichen Volksvertretungen und deren 
Aktivs und mit den MTS-Beiräten. Die Ernennung und 
Abberufung der Mitglieder der Beiräte erfolgt auf 
Vorschlag der örtlichen Räte durch deren Vorsitzende 
und bedarf der Bestätigung durch die örtlichen Volks­
vertretungen.

*

Eine Reihe weiterer gesetzgeberischer Maßnahmen 
dieses Quartals dient der Festigung der sozialistischen 
Wirtschaftsprinzipien im Bereich der v o l k s e i g e ­
n e n  W i r t s c h a f t .

Eine Hauptaufgabe des 2. Fünfjahrplans ist die Ver­
besserung der Rentabilität der Betriebe, wobei insbe­
sondere in den Betrieben, die mit Verlust arbeiten, 
bessere ökonomische Ergebnisse erzielt werden müs­
sen. Zur Durchsetzung dieser wirtschaftspolitischen 
Forderungen ist die Verordnung über die Behandlung 
von Mindergewinnen bzw. außerplanmäßigen Ver­
lusten in der volkseigenen Wirtschaft und die Gewäh­
rung von Liquiditätsdarlehen5 an volkseigene Betriebe 
vom 5. April 1958 (GBl. I S. 313) ergangen. Bisher 
konnte ein Betrieb, der den geplanten Gewinn nicht 
erzielte oder außerplanmäßige Verluste aufwies, einen 
Kredit aus einem Sonderfonds des zuständigen Mini­
steriums bzw. der Hauptverwaltung in Anspruch neh­
men; war der Kredit bis zum Jahresende nicht zurück­
gezahlt, so wurde der Verlust in den meisten Fällen 
praktisch vom Staatshaushalt getragen, zumal es keine

5 Nicht „Liquidationsdarlehen“, wie es in der ursprünglichen, 
inzwischen berichtigten Fassung der Überschrift und des In­
haltsverzeichnisses zu dieser VO hieß (vgl. die Berichtigung in 
GBl. 1958 I S. 350).
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